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Änderungsantrag 1
Susana Solís Pérez

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1a. entnimmt dem Jahresbericht des 
Europäischen Rechnungshofs (EuRH) 
für das Haushaltsjahr 2022, dass die 
geschätzte Fehlerquote bei den Ausgaben 
im Bereich „Zusammenhalt, Resilienz 
und Werte“ 6,4 % beträgt und dass sich 
die geschätzte Fehlerquote für die 
Teilrubrik „Wirtschaftlicher, sozialer und 
territorialer Zusammenhalt“ auf 6,6 % 
beläuft; weist darauf hin, dass die 
Prüfbehörden bei den 260 vom 
Rechnungshof geprüften Vorgängen 58 
quantifizierbare Fehler gemeldet haben 
und die meisten davon vor allem nicht 
förderfähige Kosten (31) und 
Unregelmäßigkeiten bei öffentlichen 
Vergabeverfahren (21) betrafen;

Or. en

Änderungsantrag 2
Peter Pollák

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1a. bringt seine Besorgnis über 
angebliche Pläne der Kommission zum 
Ausdruck, die ausgesetzten 6,3 Mrd. EUR 
aus der Aufbau- und Resilienzfazilität an 
Ungarn auszuzahlen, wenn das Land im 
Gegenzug die Hilfe für die Ukraine 
billigt; weist darauf hin, dass die 
ausgesetzten Mittel erst dann an Ungarn 
freigegeben werden sollten, wenn sich die 
von der Regierung Ungarns ergriffenen 
Abhilfemaßnahmen in der Praxis als 
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wirksam erwiesen haben;

Or. en

Änderungsantrag 3
Monika Vana
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1a. betont in diesem Zusammenhang 
die inhärenten Risiken, die diese 
parallelen Tätigkeiten für alle 
Einrichtungen mit sich bringen, die für 
die Verwaltung und Kontrolle dieser 
Mittel zuständig sind, und stimmt mit dem 
Rechnungshof darin überein, dass in 
diesem besonderen Zusammenhang eine 
zusätzliche beratende Unterstützung 
seitens der Kommission für die nationalen 
Behörden erforderlich wäre;

Or. en

Änderungsantrag 4
Monika Vana
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1 b (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1b. hebt hervor, dass die 
Kohäsionspolitik bei der Bewältigung der 
jüngsten gesundheits- und 
kriegsbedingten Notlagen eine 
herausragende Rolle gespielt und 
maßgeblich zur Bewältigung der damit 
verbundenen vielfältigen 
Herausforderungen beigetragen hat; 
weist jedoch darauf hin, dass der Zweck 
dieser Politik darin besteht, für eine 
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langfristige Planung von Maßnahmen zu 
sorgen, die den wirtschaftlichen, sozialen 
und territorialen Zusammenhalt zwischen 
den europäischen Regionen stärken 
sollen, und dass im nächsten 
Programmplanungszeitraum eine 
entsprechende Haushaltslinie geschaffen 
werden sollte, um auf unvorhergesehene 
Ereignisse reagieren zu können, womit 
auch verhindert werden soll, dass Mittel 
von den festgelegten Zielen und den 
bestimmten Gebieten abgezweigt werden;

Or. en

Änderungsantrag 5
Monika Vana
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1 c (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1c. nimmt die Aussage der 
Kommission1a zur Kenntnis, wonach der 
Umsetzung des Fonds für einen gerechten 
Übergang aufgrund des Zeitrahmens für 
die Verwendung der Mittel aus 
NextGenerationEU bis Ende 2026 
besondere Aufmerksamkeit gewidmet 
wird, hebt jedoch die recht 
unzureichenden Fortschritte bei der 
Umsetzung und der Ausschöpfungsquote 
hervor;
_________________
1a Antworten der Kommission auf die 
wichtigsten Bemerkungen des EuRH 
(Haushalts- und Finanzmanagement 
2022) S. 382.

Or. en

Änderungsantrag 6
Monika Vana
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im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2. weist darauf hin, dass unbeschadet 
der notwendigen Unterstützung für 
Behörden und Begünstigte zur besseren 
Einhaltung der Ausgabenvorschriften und 
zur Fehlerbegrenzung die dringlichsten 
Probleme, die im Bereich der 
Kohäsionspolitik angegangen werden 
müssen, zum einen die übermäßig 
komplexen Vorschriften und Verfahren 
und der damit verbundene 
unverhältnismäßige Verwaltungsaufwand 
und zum anderen die wirksame 
Zweckbestimmung der Mittel sind;

2. weist darauf hin, dass unbeschadet 
der notwendigen Unterstützung für 
Behörden und Begünstigte zur besseren 
Einhaltung der Ausgabenvorschriften und 
zur Fehlerbegrenzung die dringlichsten 
Probleme, die im Bereich der 
Kohäsionspolitik angegangen werden 
müssen, zum einen die übermäßig 
komplexen Vorschriften und Verfahren 
und der damit verbundene 
unverhältnismäßige Verwaltungsaufwand 
und zum anderen die wirksame 
Zweckbestimmung der Mittel sind; hebt 
hervor, dass sowohl die Kommission als 
auch der Rechnungshof als wichtigste 
Quellen für Unregelmäßigkeiten nicht 
förderfähige Ausgaben, das öffentliche 
Vergabewesen, den Prüfpfad und 
staatliche Beihilfen als Hauptbereiche 
ermittelt haben;

Or. en

Änderungsantrag 7
Susana Solís Pérez

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2. weist darauf hin, dass unbeschadet 
der notwendigen Unterstützung für 
Behörden und Begünstigte zur besseren 
Einhaltung der Ausgabenvorschriften und 
zur Fehlerbegrenzung die dringlichsten 
Probleme, die im Bereich der 
Kohäsionspolitik angegangen werden 
müssen, zum einen die übermäßig 
komplexen Vorschriften und Verfahren 
und der damit verbundene 

2. weist darauf hin, dass unbeschadet 
der notwendigen Unterstützung für 
Behörden und Begünstigte zur besseren 
Einhaltung der Ausgabenvorschriften und 
zur Fehlerbegrenzung die dringlichsten 
Probleme, die im Bereich der 
Kohäsionspolitik angegangen werden 
müssen, die übermäßig komplexen 
Vorschriften und Verfahren und der damit 
verbundene unverhältnismäßige 



AM\1292547DE.docx 7/20 PE757.292v01-00

DE

unverhältnismäßige Verwaltungsaufwand 
und zum anderen die wirksame 
Zweckbestimmung der Mittel sind;

Verwaltungsaufwand, die wirksame 
Zweckbestimmung der Mittel und die 
ständige Umlenkung der ursprünglich für 
die Kohäsionspolitik 
vorgesehenen Mitteln auf andere 
Politikbereiche sind, was regelmäßig und 
nicht nur in Ausnahmesituationen 
geschieht;

Or. en

Änderungsantrag 8
Peter Pollák

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2. weist darauf hin, dass unbeschadet 
der notwendigen Unterstützung für 
Behörden und Begünstigte zur besseren 
Einhaltung der Ausgabenvorschriften und 
zur Fehlerbegrenzung die dringlichsten 
Probleme, die im Bereich der 
Kohäsionspolitik angegangen werden 
müssen, zum einen die übermäßig 
komplexen Vorschriften und Verfahren 
und der damit verbundene 
unverhältnismäßige Verwaltungsaufwand 
und zum anderen die wirksame 
Zweckbestimmung der Mittel sind;

2. weist darauf hin, dass unbeschadet 
der notwendigen Unterstützung für 
Behörden, darunter insbesondere der 
lokalen und regionalen Behörden, sowie 
für Begünstigte zur besseren Einhaltung 
der Ausgabenvorschriften und zur 
Fehlerbegrenzung die dringlichsten 
Probleme, die im Bereich der 
Kohäsionspolitik angegangen werden 
müssen, zum einen die übermäßig 
komplexen Vorschriften und Verfahren 
und der damit verbundene 
unverhältnismäßige Verwaltungsaufwand 
und zum anderen die wirksame 
Zweckbestimmung der Mittel sind;

Or. en

Änderungsantrag 9
Hannes Heide

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2. weist darauf hin, dass unbeschadet 2. weist darauf hin, dass unbeschadet 
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der notwendigen Unterstützung für 
Behörden und Begünstigte zur besseren 
Einhaltung der Ausgabenvorschriften und 
zur Fehlerbegrenzung die dringlichsten 
Probleme, die im Bereich der 
Kohäsionspolitik angegangen werden 
müssen, zum einen die übermäßig 
komplexen Vorschriften und Verfahren 
und der damit verbundene 
unverhältnismäßige Verwaltungsaufwand 
und zum anderen die wirksame 
Zweckbestimmung der Mittel sind;

der notwendigen Unterstützung für 
Behörden und Begünstigte zur besseren 
Einhaltung der Ausgabenvorschriften und 
zur Fehlerbegrenzung die dringlichsten 
Probleme, die im Bereich der 
Kohäsionspolitik angegangen werden 
müssen, zum einen die übermäßig 
komplexen Vorschriften und Verfahren 
(wobei flexiblere Prozesse benötigt 
werden) und der damit verbundene 
unverhältnismäßige Verwaltungsaufwand 
und zum anderen die wirksame 
Zweckbestimmung der Mittel sind;

Or. en

Änderungsantrag 10
Giuseppe Milazzo

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2 – Unterabsatz 1 (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

fordert die Kommission auf, Maßnahmen 
zur Vereinfachung der 
Verwaltungsverfahren zu konzipieren, um 
sicherzustellen, dass die Mittel aus den 
kohäsionspolitischen Fonds auf 
verantwortungsvolle und angemessene 
Weise ausgegeben werden;

Or. it

Änderungsantrag 11
Peter Pollák

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2a. weist darauf hin, dass der Recht- 
und der Ordnungsmäßigkeit der 
Kohäsionsausgaben enorme Bedeutung 
zukommt; betont ferner, dass eine 
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wirksame Kontrolle durch die Prüfungs- 
und Verwaltungsbehörden der 
Mitgliedstaaten sehr wichtig ist; begrüßt 
die Annahme nationaler 
Betrugsbekämpfungsstrategien durch 
insgesamt 24 Mitgliedstaaten, da dies den 
Schutz der finanziellen Interessen der EU 
verbessern dürfte;

Or. en

Änderungsantrag 12
Peter Pollák

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 3

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

3. hebt die Rolle der EUStA beim 
Schutz des Unionshaushalts hervor; weist 
darauf hin, dass die Europäische 
Staatsanwältin bei ihrem Erscheinen vor 
dem Ausschuss für regionale Entwicklung 
am 25. Mai 2023 anmerkte, dass das 
bestehende Verwaltungs- und 
Kontrollsystem für Ausgaben der Union 
nicht darauf ausgelegt ist, Betrug 
aufzudecken, und dass bei Prüfungen oder 
Verwaltungsuntersuchungen nur selten 
Finanzverbrechen aufgedeckt werden; 
betont, dass die EUStA mit den 
erforderlichen Mitteln ausgestattet werden 
muss, damit sie ihre Aufgaben erfüllen 
kann; ist der Ansicht, dass eine gestärkte 
EUStA dem Gesetzgeber eine weitere 
Vereinfachung des Regelungsrahmens im 
Bereich Kohäsion ermöglichen würde;

3. hebt hervor, dass dem 
Europäischen Amt für 
Betrugsbekämpfung und der 
Europäischen Staatsanwaltschaft beim 
Schutz des EU-Haushalts eine wichtige 
Rolle zukommt; bringt seine Hoffnung 
zum Ausdruck, dass in Kürze mehr 
Mitgliedstaaten der EUStA beitreten 
werden; weist darauf hin, dass die 
Europäische Staatsanwältin bei ihrem 
Erscheinen vor dem Ausschuss für 
regionale Entwicklung am 25. Mai 2023 
anmerkte, dass das bestehende 
Verwaltungs- und Kontrollsystem für 
Ausgaben der Union nicht darauf ausgelegt 
ist, Betrug aufzudecken, und dass bei 
Prüfungen oder 
Verwaltungsuntersuchungen nur selten 
Finanzverbrechen aufgedeckt werden; 
betont, dass die EUStA mit den 
erforderlichen Mitteln ausgestattet werden 
muss, damit sie ihre Aufgaben erfüllen 
kann; ist der Ansicht, dass eine gestärkte 
EUStA dem Gesetzgeber eine weitere 
Vereinfachung des Regelungsrahmens im 
Bereich Kohäsion ermöglichen würde;

Or. en
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Änderungsantrag 13
Hannes Heide

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 3

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

3. hebt die Rolle der EUStA beim 
Schutz des Unionshaushalts hervor; weist 
darauf hin, dass die Europäische 
Staatsanwältin bei ihrem Erscheinen vor 
dem Ausschuss für regionale Entwicklung 
am 25. Mai 2023 anmerkte, dass das 
bestehende Verwaltungs- und 
Kontrollsystem für Ausgaben der Union 
nicht darauf ausgelegt ist, Betrug 
aufzudecken, und dass bei Prüfungen oder 
Verwaltungsuntersuchungen nur selten 
Finanzverbrechen aufgedeckt werden; 
betont, dass die EUStA mit den 
erforderlichen Mitteln ausgestattet werden 
muss, damit sie ihre Aufgaben erfüllen 
kann; ist der Ansicht, dass eine gestärkte 
EUStA dem Gesetzgeber eine weitere 
Vereinfachung des Regelungsrahmens im 
Bereich Kohäsion ermöglichen würde;

3. hebt die Rolle der EUStA beim 
Schutz des Unionshaushalts hervor; weist 
darauf hin, dass die Europäische 
Staatsanwältin bei ihrem Erscheinen vor 
dem Ausschuss für regionale Entwicklung 
am 25. Mai 2023 anmerkte, dass das 
bestehende Verwaltungs- und 
Kontrollsystem für Ausgaben der Union 
nicht darauf ausgelegt ist, Betrug 
aufzudecken, und dass bei Prüfungen oder 
Verwaltungsuntersuchungen nur selten 
Finanzverbrechen aufgedeckt werden; 
betont, dass die EUStA mit den 
erforderlichen Mitteln ausgestattet werden 
muss, damit sie ihre Aufgaben erfüllen 
kann; ist der Ansicht, dass eine gestärkte 
EUStA dem Gesetzgeber eine weitere 
Vereinfachung des Regelungsrahmens im 
Bereich Kohäsion ermöglichen würde, um 
die Mittelverwendung zu verbessern;

Or. en

Änderungsantrag 14
Monika Vana
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 3

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

3. hebt die Rolle der EUStA beim 
Schutz des Unionshaushalts hervor; weist 
darauf hin, dass die Europäische 
Staatsanwältin bei ihrem Erscheinen vor 
dem Ausschuss für regionale Entwicklung 
am 25. Mai 2023 anmerkte, dass das 

3. hebt die Rolle der EUStA beim 
Schutz des Unionshaushalts hervor; weist 
darauf hin, dass die Europäische 
Staatsanwältin bei ihrem Erscheinen vor 
dem Ausschuss für regionale Entwicklung 
am 25. Mai 2023 anmerkte, dass das 
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bestehende Verwaltungs- und 
Kontrollsystem für Ausgaben der Union 
nicht darauf ausgelegt ist, Betrug 
aufzudecken, und dass bei Prüfungen oder 
Verwaltungsuntersuchungen nur selten 
Finanzverbrechen aufgedeckt werden; 
betont, dass die EUStA mit den 
erforderlichen Mitteln ausgestattet werden 
muss, damit sie ihre Aufgaben erfüllen 
kann; ist der Ansicht, dass eine gestärkte 
EUStA dem Gesetzgeber eine weitere 
Vereinfachung des Regelungsrahmens im 
Bereich Kohäsion ermöglichen würde;

bestehende Verwaltungs- und 
Kontrollsystem für Ausgaben der Union 
nicht darauf ausgelegt ist, Betrug 
aufzudecken, und dass bei Prüfungen oder 
Verwaltungsuntersuchungen nur selten 
Finanzverbrechen aufgedeckt werden, die 
oftmals eine grenzüberschreitende 
Dimension haben; betont, dass die EUStA 
mit den erforderlichen Mitteln ausgestattet 
werden muss, damit sie ihre Aufgaben 
erfüllen kann; ist der Ansicht, dass eine 
gestärkte EUStA dem Gesetzgeber eine 
weitere Vereinfachung des 
Regelungsrahmens im Bereich Kohäsion 
ermöglichen würde;

Or. en

Änderungsantrag 15
Giuseppe Milazzo

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 3 – Unterabsatz 1 (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

fordert mehr Anstrengungen bei 
der Betrugsbekämpfung auf EU-Ebene 
und in den Mitgliedstaaten;

Or. it

Änderungsantrag 16
Monika Vana
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 3 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

3a. weist darauf hin, dass die 
Behörden der Mitgliedstaaten gemäß der 
Dachverordnung für 2021-2027 alle 
ermittelten Fälle von mutmaßlichem oder 
festgestelltem Betrug im Zusammenhang 
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mit EU-finanzierten Projekten melden 
sollten und auch dann, wenn sie diese 
Fälle identifizieren, bevor sie die 
Ausgaben gegenüber der Kommission 
gelten machen;

Or. en

Änderungsantrag 17
Susana Solís Pérez

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 3 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

3a. betont, dass die Hauptprobleme 
des Systems der Mittelzuweisung 
angegangen werden müssen; fordert die 
Kommission daher nachdrücklich auf, 
konkrete Maßnahmen zu ergreifen, etwa 
die Entwicklung einer zentralen 
Anlaufstelle, die die Informationen über 
alle verfügbaren Mittel, einschließlich 
aktualisierter und detaillierter 
Informationen über die Begünstigten, 
zusammenführt;

Or. en

Änderungsantrag 18
Monika Vana
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 3 b (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

3b. begrüßt die Erklärung der 
Kommission zu dem kürzlich 
veröffentlichten Ex-ante-Modul in 
Arachne, das es den Mitgliedstaaten 
ermöglicht, das Instrument in der Phase 
der Projektauswahl und 
Vergabe präventiv zu nutzen und damit 
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zusätzlich zu Ex-post-Überprüfungen zur 
Kontrolle der Projektdurchführung; 
fordert die Kommission jedoch auf, den 
Zeitpunkt, ab dem das einzige integrierte 
IT-System zur Datenauswertung und 
Risikobeurteilung eingesetzt wird, von 
2028 auf 2025 vorverlegen, d. h. auf das 
erste Jahr, in dem voraussichtlich ein 
erheblicher Teil der Ausgaben des 
Zeitraums 2021–2027 geltend gemacht 
wird;

Or. en

Änderungsantrag 19
Peter Pollák

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 4

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

4. stellt fest, dass die 
Fehlerschätzungen der Kommission über 
der Wesentlichkeitsschwelle liegen, jedoch 
deutlich unter den Schätzungen des 
Rechnungshofes1; weist auf die 
unterschiedlichen Methoden der beiden 
Organe hin; ist besorgt über die 
zunehmende Diskrepanz zwischen den 
Bewertungen des Hofes und der 
Kommission, insbesondere im Bereich der 
Kohäsion;

4. stellt fest, dass die 
Fehlerschätzungen der Kommission über 
der Wesentlichkeitsschwelle liegen, 
jedoch mit 1,9 % gegenüber 6,4 % deutlich 
unter den Schätzungen des 
Rechnungshofes[1]; weist darauf hin, dass 
zwar beide Organe unterschiedliche 
Methoden anwenden, die zunehmende 
Diskrepanz zwischen ihren Bewertungen, 
insbesondere im Bereich der Kohäsion, 
jedoch Anlass zu großer Sorge gibt;

_________________
1 Europäischer Rechnungshof, 
Jahresbericht über die Ausführung des 
EU-Haushaltsplans für das 
Haushaltsjahr 2022.

Or. en

Änderungsantrag 20
Susana Solís Pérez

Entwurf einer Stellungnahme
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Ziffer 4 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

4a. weist erneut auf die entscheidende 
Rolle hin, die Verwaltungs- und die 
Prüfbehörden bei der Verwaltung und 
Kontrolle von Mitteln und Ausgaben 
spielen; betont, dass die wirksame 
Kontrolle der Verwaltungsbehörden von 
wesentlicher Bedeutung ist, um die 
Einhaltung der Vorschriften bei den 
Projekten und Programmen sowie deren 
gute Leistung sicherzustellen; betont 
ferner, dass die Prüfbehörden funktional 
unabhängig von den 
Verwaltungsbehörden sein müssen, da sie 
für die Überprüfung der von den 
Verwaltungsbehörden geltend gemachten 
Ausgaben zuständig sind;

Or. en

Änderungsantrag 21
Peter Pollák

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5. weist auf das erhöhte Risiko der 
Aufhebung von Mittelbindungen in den 
kommenden Jahren hin und fordert die 
Kommission nachdrücklich auf, ihre 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten 
und den Regionen fortzusetzen, um den 
ordnungsgemäßen Abschluss des 
Programmplanungszeitraums 2014-2020 
sowohl zu beschleunigen als auch zu 
erleichtern;

5. weist auf das erhöhte Risiko der 
Aufhebung von Mittelbindungen in den 
kommenden Jahren hin und fordert die 
Kommission nachdrücklich auf, ihre 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten 
und den Regionen fortzusetzen, um 
den vollständigen und korrekten 
ordnungsgemäßen Abschluss des 
Programmplanungszeitraums 2014-2020 
zu beschleunigen und zu erleichtern, 
sodass die entsprechenden Behörden 
Lehren für die Umsetzung des laufenden 
Programmplanungszeitraums ziehen 
können;

Or. en
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Änderungsantrag 22
Hannes Heide

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5. weist auf das erhöhte Risiko der 
Aufhebung von Mittelbindungen in den 
kommenden Jahren hin und fordert die 
Kommission nachdrücklich auf, ihre 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten 
und den Regionen fortzusetzen, um den 
ordnungsgemäßen Abschluss des 
Programmplanungszeitraums 2014-2020 
sowohl zu beschleunigen als auch zu 
erleichtern;

5. weist auf das erhöhte Risiko der 
Aufhebung von Mittelbindungen in den 
kommenden Jahren hin und fordert die 
Kommission nachdrücklich auf, ihre 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten 
und den Regionen zu intensivieren, um 
den ordnungsgemäßen Abschluss des 
Programmplanungszeitraums 2014-2020 
sowohl zu beschleunigen als auch zu 
erleichtern;

Or. en

Änderungsantrag 23
Giuseppe Milazzo

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5a. begrüßt die finanzielle Flexibilität 
im Zusammenhang mit der Verwendung 
der kohäsionspolitischen Fonds und 
vertritt die Auffassung, dass auch im 
Rahmen der künftigen Kohäsionspolitik 
für den Zeitraum nach 2027 für die 
notwendige Flexibilität bei der 
Verwendung der Fonds zu sorgen ist, 
damit die Mitgliedstaaten die Mittel auf 
angemessene und zuverlässige zuweisen 
können; 

Or. it

Änderungsantrag 24
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Susana Solís Pérez

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5a. hebt die Empfehlung des 
Rechnungshofs hervor, die Maßnahmen 
zu intensivieren, mit denen gegen immer 
wieder auftretende Fehler vorgegangen 
werden soll, insbesondere in Bezug auf 
nicht förderfähige Kosten und Projekte; 
stellt fest, dass das die 
Verwaltungsbehörden bei der 
Verringerung der Häufigkeit dieser 
Fehler unterstützen und zu einer besseren 
Leistung bei den Ausgaben führen würde;

Or. en

Änderungsantrag 25
Giuseppe Milazzo

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 6

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

6. ist besorgt darüber, dass die 
Priorisierung der ARF in den 
Mitgliedstaaten zu Verzögerungen bei der 
Umsetzung der Mittel im Rahmen der 
Dachverordnung 2021-2027 führt.

entfällt

Or. it

Änderungsantrag 26
Monika Vana
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 6

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text
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6. ist besorgt darüber, dass die 
Priorisierung der ARF in den 
Mitgliedstaaten zu Verzögerungen bei der 
Umsetzung der Mittel im Rahmen der 
Dachverordnung 2021-2027 führt.

6. ist besorgt darüber, dass die 
Prioritätensetzung der Aufbau- und 
Resilienzfazilität in den Mitgliedstaaten zu 
Verzögerungen bei der Verwendung der 
Mittel im Rahmen der Dachverordnung 
2021-2027 führt; weist auf die Fälle von 
unzulänglicher Gestaltung hin, die der 
Rechnungshof in Bezug auf die 
Maßnahmen und die zugrunde liegenden 
Etappenziele oder Zielwerte in den 
Aufbauplänen ermittelt hat; betont, dass 
die Mitgliedstaaten alle Etappenziele und 
Zielwerte klar festlegen sollten, und hebt 
hervor, dass alle Probleme in Bezug auf 
die Zuverlässigkeit der Angaben, die die 
Mitgliedstaaten in ihre 
Verwaltungserklärungen aufgenommen 
haben, angemessen angegangen werden 
sollten;

Or. en

Änderungsantrag 27
Peter Pollák

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 6

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

6. ist besorgt darüber, dass die 
Priorisierung der ARF in den 
Mitgliedstaaten zu Verzögerungen bei der 
Umsetzung der Mittel im Rahmen der 
Dachverordnung 2021-2027 führt.

6. ist besorgt darüber, dass die 
Prioritätensetzung der Aufbau- und 
Resilienzfazilität in den Mitgliedstaaten zu 
Verzögerungen bei der Verwendung der 
Mittel im Rahmen der Dachverordnung 
2021-2027 führt; betont, dass eine weitere 
Vereinfachung der Vorschriften, eine 
stärkere Nutzung vereinfachter 
Kostenoptionen und eine verbesserte 
Wirksamkeit der Ex-ante- und Ex-post-
Kontrollen erforderlich sind;

Or. en

Änderungsantrag 28
Peter Pollák
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Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 6 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

fordert die Mitgliedstaaten auf, die 
Investitionen in Kohäsionsmittel zur 
Förderung der Schaffung von 
Arbeitsplätzen, des 
Wirtschaftswachstums, der 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen 
und der Inklusion sozial benachteiligter 
Gruppen zu beschleunigen; fordert die 
Kommission zu diesem Zweck auf, ihre 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten 
fortzusetzen, um zu einer 
verantwortungsvollen, angemessenen und 
wirksamen Verwendung der Mittel 
beizutragen und insbesondere die 
Einbeziehung sämtlicher einschlägigen 
Interessenträger auf allen Regierungs- 
und Verwaltungsebenen sicherzustellen;

Or. en

Änderungsantrag 29
Monika Vana
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 6 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

6a. hebt die Ergebnisse des 
Sonderberichts Nr. 09/2022 des 
Rechnungshofs über klimabezogene 
Ausgaben für den Zeitraum 2014-2020 
hervor, in dem festgestellt wird, dass die 
Kommission diese Ausgaben um 
mindestens 72 Mrd. EUR zu hoch 
angesetzt hat, was hauptsächlich auf die 
Überschätzung des Beitrags der 
Agrarfinanzierung, aber auch der 
Infrastruktur- und Kohäsionsmittel 
zurückzuführen ist; begrüßt, dass die 
Kommission die drei Empfehlungen des 
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Sonderberichts des Rechnungshofs zu 
folgenden Themen akzeptiert hat1b, d. h. 
die Klimarelevanz der Agrarfinanzierung, 
die notwendige Verbesserung der 
Klimaberichterstattung und die 
Verknüpfung des EU-Haushalts mit den 
Klima- und Energiezielen;
_________________
1b Antworten der Kommission auf die 
wichtigsten Bemerkungen des EuRH 
(Ergebnisse der 
Wirtschaftlichkeitsprüfungen des Hofes), 
S. 388.

Or. en

Änderungsantrag 30
Monika Vana
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 6 b (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

6b. betont, wie wichtig die 
Kohäsionspolitik für die Förderung der 
Gleichstellung der Geschlechter ist, was 
im Initiativbericht des Europäischen 
Parlaments über die 
geschlechtsspezifische Dimension in der 
Kohäsionspolitik sowie im Sonderbericht 
Nr. 10/2021 des Europäischen 
Rechnungshofs mit dem Titel „Gender 
Mainstreaming im EU-Haushalt: Auf 
Worte sollten nun Taten folgen“ 
hervorgehoben wird; weist auf die 
Bewertung des Rechnungshofs hin, 
wonach die Gleichstellung der 
Geschlechter im EU-Haushaltszyklus 
nicht angemessen berücksichtigt wurde 
und die Kommission ihrer Verpflichtung 
zur durchgängigen Berücksichtigung der 
Gleichstellung der Geschlechter im EU-
Haushalt noch nicht gerecht wird; 
begrüßt aber auch, dass die Kommission 
im Einklang mit diesen Empfehlungen im 
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Bericht über die Gleichstellung der 
Geschlechter in der EU 20231c bestätigt 
hat, dass eine Methode entwickelt wurde, 
um den Beitrag aller EU-
Ausgabenprogramme zur Gleichstellung 
von Frauen und Männern im 
Mehrjahresrahmen 2021-2027 zu 
ermitteln, und dass diese Methode im 
Haushaltsentwurf 2023 erprobt wurde, 
wobei festgestellt wurde, dass elf 
Ausgabenprogramme zur Gleichstellung 
von Frauen und Männern beitragen und 
29 Programme ein entsprechendes 
Potenzial aufweisen, sofern die 
Geschlechtergleichstellung angemessen 
berücksichtigt wird (insgesamt 99 % der 
Haushaltsausgaben);
_________________
1c Bericht der Kommission über die 
Gleichstellung der Geschlechter in der 
EU 2023 (2023 report on gender equality 
in the EU), S. 53.

Or. en


